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Geſetzhlatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 43 Ausgegeben Danzig, den 14. Juni 1923 


Inhalt. Geſetz zur weiteren Entlaſtung der Gerichte (S. 629). — Geſetz betreffend Aenderung des Bierftener- 
geſetzes vom 26. Juli 1918 und 11. April 1922 (S. 630). — Geſetz betreffend Erhöhung der Tarifſätze im Güter- und 
Tierverkehr auf den Eiſenbahnen im Gebiete der Freien Stadt Danzig (S. 631). — Verordnu ng zur Aenderung 
der Poſtordnung (S. 631). — Verordnung zur Aenderung der Fernſprechordnung (S. 632). 


202 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz 
zur weiteren Entlaſtung der Gerichte. Vom 6. 6. 1923. 


Artikel I. 
Das Gerichtsverfaſſungsgeſetz wird dahin geändert: 
1. Im 8 23 treten a ند‎ 
a) in der Nummer 1 an die Stelle des Wortes „zwanzigtauſend“ das Wort „dreihunderttaufend“, 
b) in der Nummer 2 zwiſchen die Worte „Anſprüche aus einem außerehelichen Beiſchlafe“ 
und „das Aufgebotsverfahren“ die Worte 
„Anſprüche aus einem mit der Überlaſſung eines Grundſtücks in Verbindung 
ſtehenden Leibgedings-, Leibzuchts⸗, Altenteils⸗ oder Auszugvertrag“,; 
2. Im 8 27 Nr. 4, 5, 6, 7, 7 a ſowie im § 28 treten an die Stelle des Wortes „dreitauſend“ 
die Worte „eine Million“. 
1 Artikel II. 
Die Zivilprozeßordnung wird dahin geändert: 
Im 8 709 Nr. 4 tritt an die Stelle des Wortes „dreitauſend“ das Wort „dreihunderttauſend“. 


Artikel III. 

Die Bekanntmachung zur Entlaſtung der Gerichte vom 9. September 1915 in der Faſſung der 
Bekanntmachung vom 18. Mai 1916 und der Geſetze vom 2. November 1921 und 1. Dezember 1922 
(Reichsgeſetzbl. 1915 S. 562, 1916 S. 393, Danziger Geſetzbl. 1921 S. 211, 1922 S. 539) wird dahin geändert: 

1. Im 8 20 Abſ. 1 tritt an die Stelle des Wortes „zweitauſend“ das Wort „dreißigtauſend“, 

2. Im 8 21 tritt an die Stelle des Wortes „dreihundert“ das Wort „zehntauſend“, 

3. Im 8 22 tritt an die Stelle des Wortes „eintauſend“ das Wort „dreißigtauſend“. 

Artikel IV. 

Die Zuläſſigkeit eines Rechtsmittels gegen die vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes verkündeten 
oder von Amts wegen zugeſtellten Entſcheidungen richtet ſich nach den bisherigen Vorſchriſten. 

Sdweit in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, die in erſter Inſtanz beim Landgericht anhängig ſind, 
der Wert des Streitgegenſtandes an dieſem Tage dreihunderttauſend Mark nicht überſteigt, können ſie 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 22. 6. 1923). 
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durch Beſchluß des Landgerichts an das zuſtändige Amtsgericht verwieſen werden, ſoſern die Parteien 
einverſtanden ſind. 


Artikel ۲۰ 
> Bei weſentlicher Veränderung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe kann der Senat die in den 
3 Artikeln I, II, III bezeichneten Wertgrenzen anderweitig ſeſtſetzen, jedoch nur in Anpaſſung an die 
* jeweilige Regelung im Deutſchen Reich. ۱ 
E Danzig, den 6. Juni 1923. \ 
E. Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
۳ 5 : Sahm. Dr. Frank. 


203 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
۱ ۳ 6 ۱۷ 

betreffend Anderung des Bierſteuergeſetzes vom ۰ Juli 1918 (R.⸗G.⸗Bl. S. 863) 

2 und 11. April 1922 (Danziger Geſetzblatt Seite 113). Vom 11. 6. 1923. 
۱ ۱ Artikel J. 
1. § 3 Abſ. 1 und 2 erhalten folgende Faſſung: 
Die Bierſteuer beträgt: . 
a) für aus dem Ausland eingeführtes Bier 15000 M für 1 hl. 
b) für im Inland hergeſtelltes Bier für 1 hl für die erſten 


lr RES TEA 10000 M 

für die folgenden 10000 h1 . . . 11000 M 
? ۰ für die folgenden 10000 hl . .. 12 000 M 
1 für die folgenden 30000 h! 13 000 M 

für die folgenden 60000 hl . . . 14000 M 

für die reſtlichen hl. . <... 15 000 M. 


Dieſe Sätze gelten bei einem Bierpreis bis zu 90 000 M für 1 bl Vollbier. 
Die Steuerſätze in Abſatz 1 ermäßigen ſich für Einfachbier und erhöhen ſich für Starkbier 
je um die Hälfte. Einfachbier im Sinne des Geſetzes iſt Bier mit einem Stammwürzgehalt bis 
7 v. H., Vollbier iſt Bier mit einem Stammwürzgehalt von 10 bis 14 v. H.; Starkbier iſt Bier 
mit einem Stammwürzgehalt von mehr als 14 v. H. 
2. Hinter 8 3 iſt folgender § 3 a einzufügen: ۱ 
„Das Landeszollamt hat die Bierſteuer jeweils zu erhöhen oder zu ermäßigen. Die Er— 
höhungen ſollen nur erfolgen, wenn die Brauereipreiſe für Bier ſeit dem 1. Mai 1923 bezw. 
Inkrafttreten der letzten Feſtſetzung der Steuer um wenigſtens 25 v. H. geſtiegen find und 
dürfen das Verhältnis der Preisſteigerung nicht überſteigen. 
Bei der Erhöhung und Ermäßigung der Steuer gemäß Abſatz 1 ſind die Steuerſätze des 
§ 3 Abſatz 1 im gleichen Verhältnis zu erhöhen und zu ermäßigen“. 
3. Im 8 6 Abſatz 2 treten an die Stelle der Worte „auf 3 Mark für 1 hl“ die Worte „auf 3000 Mark 
für 1 hl“. 1 x ۱ 1 
4. 8 63 erhält folgende Faſſung: 1 
„Abgaben von Bier für Rechnung von Gemeinden dürfen nicht erhoben werden.“ 
۱ Artikel 11. . Bi 
Das Geſetz tritt 1 Woche nach Verkündung in Kraft. — 
Danzig, den 11. Juni 1923. ۱ 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 
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204 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
G 


۳ eſetz 
betreffend Erhöhung der Tarifſätze im Güter⸗ und Tierverkehr auf den Eiſenbahnen 
* im Gebiete der Freien Stadt Danzig. Vom 11. 6. 1923. 
Artikel J. f 

Der Senat wird ermächtigt, der Erhöhung der z. Zt. auf den Eiſenbahnen im Gebiet der Freien 
Stadt Danzig geltenden Tarifſätze im Güter⸗ und Tierverkehr vom 1. Juni 1923 an um 50 v. H. 
zuzuſtimmen. 2 Artikel IT. 

Dies Geſetz tritt in Kraft am Tage ſeiner Verkündung. 

Danzig, den 11. Juni 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Runge. 

205 x Verordnung 
zur Anderung der Poſtordnung. Vom 11. 6. 23. 

Auf Grund der Artikel 39 und 116 der Verfaſſung der Freien Stadt Danzig und des $ 50 

des Geſetzes über das Poſtweſen des Deutſchen Reichs vom 28. Oktober 1871 (Reichsgeſetzbl. S. 347) 

wird die Poſtordnung vom 23. Dezember 1921 (Geſetzblatt S. 277 ff.) wie folgt geändert: 

1. Im 8 18 „Poſtaufträge“ iſt im Abſ. I unter 1., ferner im 2. Unterabſ. und im Abſ. II unter 1. 

ſtatt „500 000“ jedesmal zu ſetzen: 1 000 000. ۱ 

Im § 19 „Nachnahmeſendungen“ iſt im Abſ. I ſtatt „500 000“ zu ۰: 1 000 000. 

Im § 20 „Poſtanweiſungen“, Abſ. VI, iſt der 2. Satz zu ſtreichen. 

Im 8 21 „Poſtkreditbriefe“ iſt im Abſ. I ſtatt „500 000“ zu ſetzen: 2000 000. 

In demſelben 8 (21) iſt im Abſ. III ſtatt „100 000“ zu ſetzen: 200 000. = 

Im § 38 „An wen die Sendungen auszuhändigen ſind“, Abſ. IX, iſt ſtatt „Wert- und Einſchreib— 

ſendungen“ zu ſetzen: 

Wertbriefe, verſiegelte Wertpakete, Einſchreibbrieſſendungen. 

Im § 42 „Abholen der Sendungen“, Abſ. XI Ziffer 3, iſt ſtatt „Wert⸗ und Einſchreibſendungen“ 

zu ſetzen: - 8 

9 Wertbriefe, verſiegelte Wertpakete, Einſchreibbriefſendungen. 

- 8. Im 8 44 „Nachſendung der Poſtſendungen uſw.“, Abſ. VI, iſt folgender nuer Unterabſatz nach⸗ 

zutragen: Ê : 
Verlagsſtücke können unter denſelben Bedingungen ſowohl auf Antrag des Beziehers als 
auch des Verlegers überwieſen werden. ۱ 
9. Der § 48 „Nachlieferung von Zeitungen“ erhält folgende Faſſung: N 
Wünſcht der Bezieher einer Zeitung bei verſpäteter Beſtellung ($ 28, III) die Nachlieferung 
der für die Bezugszeit bereits erſchienenen Nummern, fo iſt für das an die Zeitungsverlag®- 
Poſtanſtalt oder an den Verleger abzulaſſende Schreiben eine Gebühr von 50 Mark zu entrichten. 
10. Im § 49 „Verkauf von Poſtwertzeichen“, Abſ. I, iſt im 2. Satz ſtatt: „unter Abrundung auf eine 
durch 5 teilbare Pfennigſumme“ zu ſetzen: unter Aufrundung auf volle Markbeträge. 
11. Im § 50 „Zahlung der Gebühren“ erhält der 1. Satz des Ab. VI folgende Faſſung: 

۱ Für die Stundung von Gebührenbeträgen uſw. iſt monatlich eine Gebühr zu entrichten, die 
20 Pfennig für jede volle oder angebrochene Mark beträgt und auf volle Mark nach oben 
gerundet wird; als Mindeſtſatz werden 50 Mark berechnet. 

Die Anderungen treten ſofort in Kraft. 
Danzig, den 11. Juni 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 0 
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= Verordnung 
i a zur Anderung der Fernſprechordnung. Vom 5. 6. 1923. 2 
BR I. Auf Grund des 8 11 des Fernſprechgebühren-Geſetzes vom 17. September 1921 (Geſetzbl. S. 134) 
2 wird die Fernſprechordnung vom 9. Januar 1923 (Geſetzbl. S. 131) wie folgt geändert: 
1. Im 8 4, III iſt im Abſ. 3 zu ſetzen . 
unter Ziffer 2 
ſtatt „36 M“: 72 M; 
unter Ziffer 3 
5 ſtatt „50 Pfennig“: 1 M, 
7 ſtatt „1 M“: 2 M. s 
2. Im 8 5, 1 ift als dritter Abſatz einzuschalten: 8 
An Hauptanſchlüſſe, von denen aus dringende Staats- oder dringende Preſſegeſpräche 
)8 17, IV) angemeldet werden dürfen, werden Nebenanſchlüſſe für Dritte (§ 5, III A Ziffer 5, 
III B Ziffer 3 und III C Ziffer 3) nicht herangeführt, es ſei denn, daß auch der Dritte das 
gleiche Recht beſitzt. 
3. Im 8 5, III X iſt zu ſetzen 


» unter Ziffer ! : 
9 ſtatt „158 M“: 168 M, 
SE - Statt „248 M“: 336 M, 
Bee: ſtatt „288 M“: 420 M; 


unter Ziffer 2 
ſtatt „36 M“: 72 M; 
unter Ziffer 3 
ſtatt „42 M“: 84 M, 
ſtatt „300 M“: 600 ۰ 
unter Ziffer 4 a 
ſtatt „300 M“: 600 M, 
isch ſtatt „360 M“: 720 M, „„ 
5 ſtatt „450 M“: 900 M., 2 
ſtatt „540 M“: 1080 M, IE 
ſtatt „720 M“: 1440 M. 
ſtatt „36 M“: 72 M, ۶ 
ſtatt „18 M“: 36 M, 
ſtatt „42 M“: 81 M; 
unter Ziffer 5 
ſtatt „40 M“: 81 M; 
f unter Ziffer 6 ۹ 
AR Statt „40 M“: 84 M. f ; 
. 4. Im 8 5, III B erhält die Ziffer 4 folgende Faſſung: 
7 4. für jede teilnehmereigene Sprechſtelle, die zu Geſprächen mit privaten Hausſtellen mitbenutzt 
werden kann, die Hälfte des Zuſchlags nach A Ziffer 6. 
5. Im 8 5, IV ift im Abſ. 4 unter Ziffer 2 zu ſetzen 
ſtatt „1800 M“: 3 600 M, SER 
ſtatt „9000 M“: 18000 M. 
6. 6 6, J erhält folgende Faſſung: 3 
. I. Unmittelbare Leitungen zwiſchen Hauptſtellen von Nebenſtellenanlagen ($ 5, I Abſ. 2 
2 ſind Querverbindungen. Sie werden in der Regel nur zwiſchen Nebenſtellenanlagen im Anſchluß⸗ 
bereich desſelben Ortsnetzes zugelaſſen. Querverbindungen dürfen mit Hauptanſchlüſſen ruz 


3 2 633 : 
Führung von Geſprächen mit dem öffentlichen Netze nur و و2 ید‎ werden, wenn ſich 
daraus für den Betrieb keine Schwierigkeiten ergeben. Eine Zuſammenſchaltung mit Haupt⸗ 
anſchlüſſen iſt jedoch nicht zuläſſig und durch techniſche Einrichtungen zu verhindern bei einer 
Nebenſtellenanlage, die zur Anmeldung dringender Staats- oder dringender Preſſegeſpräche 
($ 17, IV) berechtigt iſt, es fei denn, daß بیج‎ die andere Nebenſtellenanlage das gleiche 
Recht beſitzt. 
7. Im 8 6, ۰ 
a) iſt unter Ziffer 2 a zu ſetzen 
ſtatt „ 36 M“: 72 M; 
b) erhält die Ziffer 4 folgende Faſſung: a ۱ 
4. für jede poſteigene oder teilnehmereigene Sprechſtelle, die über eine نوی‎ zu es 
ſprächen mit privaten Hausſtellen mitbenutzt werden kann, 5 
a) bei poſteigenen Sprechſtellen ein Zuſchlag von 81 M, 
b) bei teilnehmereigenen Sprechſtellen die Hälfte dieſes Zuſchlags. 
Die Zuſchläge werden nicht erhoben, wenn für die Sprechſtelle ſchon der Zuſchlag nach 
٩ 5, III A Ziffer 6 oder 8 5, III B Ziffer 4 zu zahlen iſt. 
8. Im 8 6, VI Abſ. 3 
a) iſt unter Ziffer 2 zu ſetzen 
ſtatt „Geſprächsgebühren“: Ferngeſprächsgebühren, 
ſtatt „1800 M“: 3 600 M, 
ſtatt „9 000 M“: 18 000 M, 
ſtatt „45 000 M“ 90 000 M, 
ſtatt „84.000 M“: 168 000 M; 
b) erhält die Ziffer 3 folgende Faſſung: 
3. Daneben werden die Gebühren nach V Ziffer 2a, 3a und 4 erhoben, dog 0 ۵ die Leitungen 
nach den Beſtimmungen unter Ziffer 1 Abſ. 2 gemeſſen. 
5 9. Im 8 7, VA iſt zu ſetzen 
unter Ziffer 1 ſtatt „12 M“: 24 M, : ۱ 
unter Ziffer 2 ſtatt „36 M“: 72 M, ۰ 2 
unter Ziffer 3 ſtakt „160 M': 168 M. g Rt 
10. im 5 8, VA ift zu ſetzen 
unter Ziffer 1 und 6 jtatt „12 M“ jedesmal: 24 M, 
unter Ziffer 2 und 15 ſtatt „6 M“ jedesmal: 12 M, f 
unter Ziffer 3, 8, 10 und 14 ſtatt „24 M“ jedesmal: 48 M, 
unter Ziffer 4 und 5 ſtatt „160 M“ jedesmal: 168 M, 
unter Ziffer 7 und 9 ſtatt „42 M“ jedesmal: 84 M, 
unter Ziffer 11 ſtatt „36 Me: 72 M, 
unter Ziffer 12 ſtatt „180 M“: 360 M, 
unter Ziffer 13 ſtatt „18 M“: 96 M. 
| 11. Im 8 9, Abſ. 1 
a) iſt zu ſetzen 
ſtatt „das Anbringen der Apparate“: die Apparate, 
unter "Ziffer 2, Za und 4 b ſtatt „300 M“ jedesmal: 1200 M, 
unter Ziffer 3 b, 4 a und 6 ſtatt „150 M“ jedesmal: 600 M, 
unter Ziffer 5 a ſtatt „60 M“: 240 M, ۱ 2 . ; 
unter Ziffer 5b ſtatt „30 M“ 120 M, o 
۰ unter Ziffer 7 ſtatt „60 M“; 120 M; . 
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b) erhält die Ziffer 8 folgende ۰ ۰ 
8. für jede Zuſatzeinrichtung nach $ 8, VA Abſ. 1 
a) Ziffer 1, 2, 3, 5, 7, 10 und 1111 3 
b) Ziffer 8, 9, 12, 13 und 11111414 3 
DIT a ti Fr ee E ; و‎ 
Für Zuſatzeinrichtungen nach § 8, VA Abi. 1 Ziffer 2 und 3 wird die Hälfte 
der Einrichtungsgebühr erhoben, wenn ſie gleichzeitig mit den Einrichtungen angebracht N 
werden, zu denen ſie verlangt ſind. Für Zuſatzeinrichtungen nach 8 8, VA Ab. 1 

Ziffer 6 und 15 wird keine Einrichtungsgebühr erhoben. i 


= 12. Im § 10, J iſt zu ſetzen 

۳ ü ſtatt „36 M“: 72 M. 

39 13. Im 8 12, I iſt zu ۲ 

Be 11016 „20 M“: 40 M. ۰ 

* 14. Im 8 12, V erhält der erſte Satz folgende Faſſung: 

Rt Der Teilnehmer hat fein Recht auf Überlaſſung von Apparaten einer beſtimmten Ausführung 


und auf eine beſtimmte Rufnummer. 
15. § 13, I, § 13, II, $ 13, III und 8 13, IV erhalten folgende Faſſung: 

J. Eine Verlegung liegt vor, wenn Fernſprecheinrichtungen desſelben Teilnehmers oder Teile 
davon nach einer anderen Stelle desſelben Gebäudes oder desſelben Grundſtücks oder nach einem anderen 
Grundſtück desſelben Ortsnetzes verbracht werden. Ausnahme-Haupt⸗ und Ausnahme-⸗Nebenſtellen 
werden nur innerhalb des Anſchlußbereichs verlegt, in dem ſie liegen. Die Anträge auf Verlegung 
von Sprechſtellen müſſen auf dem von der Telegraphenverwaltung dafür vorgeſchriebenen Vordruck 
eingereicht werden. Die Beſtimmungen im 8 12, II gelten ſinngemäß auch für Verlegungen. 

II. Eine Umwandlung liegt vor, wenn an die Stelle eines Hauptanſchluſſes, eines Neben⸗ 
anſchluſſes oder einer Querverbindung eine andere Fernſprecheinrichtung der vorbezeichneten Arten 
oder an die Stelle eines Nebenanſchluſſes ein Nebenanſchluß anderer Betriebsart tritt. Als Um⸗ 
wandlung wird es auch angeſehen, wenn ein Nebenanſchluß einem anderen Hauptauſchluß zugeteilt 
wird. Die vorſtehenden Beſtimmungen gelten auch für Einrichtungen verſchiedener Teilnehmer. 


2 a In dieſem Falle muß der Antrag von den beteiligten Hauptanſchlußinhabern gemeinſam geſtellt 

r werden. 1 

Be; III. Eine Auswechjlung liegt vor, wenn Fernſprecheinrichtungen oder Teile davon, abgeſehen 
2 von den Fällen der Erweiterung, der Verlegung und der laufenden Inſtandhaltung, auf Antrag 


des Teilnehmers durch andere dem gleichen Zwecke dienende Einrichtungen erſetzt werden, ohne 

daß dabei die Leitungsanlage verändert wird. Als Auswechſlung iſt es auch anzuſehen, wenn an 

Bi die Stelle eines mit den Leitungen feſt verbundenen Sprechapparats eine Anſchlußdoſenanlage 5 

E tritt. Dies gilt jedoch nur für die erſte Anſchlußdoſe und die Lieferung des tragbaren Apparats. 

Die Anbringung der zweiten uſw. Anſchlußdoſe iſt eine Erweiterung. Tritt an die Stelle einer 

Anſchlußdoſenanlage ein mit den Leitungen feſt verbundener Sprechapparat, ſo liegt eine Aus⸗ 

wechflung vor. Dies gilt jedoch nur für die in Betracht kommende Anſchlußdoſe. 

2 Der Teilnehmer hat feinen Anſpruch auf die Überlaſſung von Apparaten einer beſtimmten 

Ausführung ($ 12, V). 2‏ و 

۳ IV. Für die einzelnen bei Verlegungen auszuführenden Arbeiten werden die gleichen Gebühren ۱ 

wie bei der erſtmaligen Einrichtung (§ 9) erhoben. Soweit jedoch Einführungen oder Innen— 

einrichtungen der zu verlegenden Fernſprecheinrichtungen unverändert weiterbenutzt werden, wird 

eine Einrichtungsgebühr nicht angerechnet. Bei Verlegungen innerhalb desſelben Gebäudes werden 

die auf den Fall zutreffenden Gebühren nur zur Hälſte erhoben. Für Erweiterungen, die zugleich 

mit Verlegungen vorgenommen werden, ſind die vollen Einrichtungsgebühren nach § 9 zu zahlen. 
Bei der Verlegung von Ausnahme-Hauptſtellen und Ausnahme⸗Nebenſtellen wird neben den 

Koſten nach Abſ. 1 für jede vollen oder angefangenen, nach der Luftlinie gemeſſenen 100 Meter 


2 ات رود‎ e 
Doppelleitung der außerhalb der Gebäude neu zu verwendenden Leitungsſtrecke ein einmaliger 
Koſtenzuſchuß nach dem Satz erhoben, der bei Neueinrichtungen für eine Anlage gleicher Geſamt⸗ 
: ausdehnung zu zahlen iff. Das gleiche gilt für Ausnahme-Querverbindungen, die infolge Ver— 
2 legung von Nebenſtellenanlagen, an die ſie herangeführt ſind, geändert werden müſſen. 


Für die einzelnen bei Umwandlungen auszuführenden Arbeiten werden die gleichen Gebühren 
wie bei der erſtmaligen Einrichtung (§ 9) erhoben. Soweit jedoch Einführungen oder Innen— 
einrichtungen der umzuwandelnden Fernſprecheinrichtungen unverändert weiterbenutzt werden, wird 
eine Einrichtungsgebühr nicht angerechnet. Für Verlegungen, die zugleich mit Umwandlungen aus 
geführt werden, ſind Verlegungsgebühren nur für Fernſprecheinrichtungen zu zahlen, die durch die 
Umwandlung nicht berührt werden. Sind an einer Umwandlung verſchiedene Hauptanſchlußinhaber 

beteiligt, ſo werden die Umwandlungsgebühren von dem Hauptanſchlußinhaber erhoben, der für 
die laufenden Gebühren der durch die Umwandlung geſchaffenen neuen Einrichtung haftet 
($ 25, II). » 

Für die Auswechſlung eines Wandapparats gegen einen Tiſchapparat und umgekehrt oder 
einer Vermittlungseinrichtung (Klappenſchrank uw.) bei Nebenſtellenanlagen wird ein einmaliger 
Pauſchbetrag von 100 Mark, für alle übrigen Auswechſlungen ein ſolcher von 40 Mark erhoben. 
Er wird nicht erhoben, wenn bei einer Erweiterung, Verlegung oder Umwandlung von Fernſprech⸗ 
einrichtungen Apparate, die bei den Arbeiten ohnedies abgenommen werden müſſen, ausgewechſelt 
werden, und wenn der Antrag ſo rechtzeitig geſtellt worden iſt, daß beſondere Koſten für die 
Auswechſlung nicht erwachſen. ۱ 


Andere Arbeiten an den Fernſprecheinrichtungen des Teilnehmers, wie das Abnehmen und 
5 Wiederanbringen von Apparaten und von Innenleitungen, die Beſeitigung von Schäden, für die 
der Teilnehmer aufzukommen hat, werden nach Einheitsſätzen für die Arbeitsſtunde berechnet. Die 
Höhe der Sätze wird von der Telegraphenverwaltung beſtimmt. Neben den Arbeitskoſten werden 
etwaige Reiſekoſten ſowie die Koſten für Bauſtoffe und Apparatteile nach dem wirklichen Aufwand 
angerechnet. 
16. Im § 131 V 
a) iſt im Abſ. 1 Satz 1 zu ſetzen 
ſtatt „mitberechtigter“: weiterer; a 
p) erhält im Abſ. 2 der zweite Satz folgende Faſſung: 

Eine Genehmigung iſt jedoch nicht erforderlich, wenn das Teilnehmerverhältnis im Wege 
der Geſamtrechtsnachfolge übergeht, wenn durch Rechtsgeſchäft ein Dritter als weiterer Teilnehmer 
hinzutritt oder wenn aus dem Kreiſe mehrerer in einem Teilnehmerverhältnis vereinigten Per— 
ſonen eine oder mehrere von ihnen ausſcheiden. 

c) iſt im Abſ. 3 zu ſetzen ۱ ۲ 
ſtatt „60 M“: 100 M. 5 
17. Im 8 13, VII iſt zu ſetzen 
: ſtatt „20 M“: 40 M. 
18. Im 8 14, III iſt 
x a) im Abſ. 1 zu ſetzen 
fſtatt „50 M“: 80 M; 2 
b) im erſten Satz des Abſ. 3 das Wort „amtlich“ zu ſtreichen. 90 ۰ 
19. Im § 15, II erhält im Abſ. 1 die Ziffer 3 folgende Faſſung: En. 
3. eine Mindeſteinnahme an Okts⸗ und Ferngeſprächsgebühren (ohne Nebengebühren) von 1000 W BI 
für das Rechnungsjahr zu gewährleiften, für die aufgekommenen Telegraphen- und Fernſprech⸗ N 
gebühren zu haften, die Sprechſtelle auch im Falle einer Erhöhung der Gebühren, der Mindeſt⸗ ۳ 


4 
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 enmahne und des Teuerungszuſchlags mindeſteus ein Jahr zu behalten und bei Verlegungen 
die beſtimmungsmäßigen Gebühren zu zahlen. Fällt das Ende der Mindeſtdauer nicht mit dem 

Ablauf eines Kalendervierteljahrs zuſammen, ſo endet ſie mit deſſen Ablauf. 

Im 8 15, IV iſt zu ſetzen 

: ſtatt „1 M“: 2 M. » 

Im § 17, II iſt im Abſ. 3 und im Abſ. 4 Ziffer 3 zu ſetzen 

: ſtatt „1 M“ jedesmal: 2 M. 

Im 5 17, III iſt im Abſ. 2 zu ſetzen 

ſtatt „1 M“ jedesmal (an zwei Stellen): 2 M. 

23. Im § 17, IV erhält der Abſ. 5 folgende Faſſung: ; 

Von Nebenanſchlüſſen aus dürfen dringende Staats- oder Preſſegeſpräche nur geführt 
werden, wenn der Inhaber des Hauptanſchluſſes zur Anmeldung ſolcher Geſpräche berechtigt iſt 
(ſ. auch § 5, I. Abſ. 3 und 8 6, J). 

4. Im § 19, I erhält die Ziffer 4 folgende Faſſung: : : 

4. Die Gebühr für die Übermittlung der Geſprächsanmeldung an den Beſtimmungsort, für die 
Benachrichtigung der herbeizurufenden Perſon und für die nach Ziffer 3 zu erſtattende iie 
meldung beträgt 8 M. Sind in der Geſprächsanmeldung mehrere Perſonen angegeben, jo wird 

für jede weitere Perſon ein Zuſchlag von 4 M erhoben. Für die nachträgliche Verſtändigung 
des Herbeizurufenden (Ziffer 2) find im Fernverkehr 8 M, im Ortsverkehr 4 M zu entrichten. 
5. Im 8 19, III iſt unter Ziffer 3 zu ſetzen 1 
ſtatt „4 M“: 8 M, 
ſtatt „2 M“: 4 M. 
Im 4 21, IV iſt unter Ziffer 1 zu ſetzen - | 
= ſtatt „2 M“: 4 M, | 
ار‎ „1 M“; jedesmal (an 2 Stellen): 2 M. | 
sn N UL... 

a) iſt unter Ziffer 1 zu ſetzen ۷ 

ſtatt „10 M“: 15 M; s 5 

b) erhält die Ziffer 2 folgende Faſſung: FE 3 
2. Für die Einbeziehung eines Teilnehmeranſchluſſes in den Unfallmeldedienſt nach II Abſ. 2 

wird eine Gebühr von jährlich 84 M erhoben, wenn dazu beſondere techniſche Vorkehrungen 

getroffen werden müſſen. Sind Außenleitungen erforderlich, ſo ſind daneben die Gebühren 

nach $ 5, III A Ziffer 2 zu entrichten. Einrichtungsgebühren werden nicht erhoben. 

Im § 23 11 iſt zu ſetzen — 

ſtatt „10 Pfennig“: 20 Pfennig. ۱ 

Im 8 23, IV iff zu ſetzen ۱ 
ſtatt „20 M“: 40 M, 

ſtatt „1 M“; 2 M, 

ſtatt „10 M“: 20 M. 4055 
. Im 8 24, I iſt zu ſetzen 8 
a) unter Ziffer 3 b 

ſtatt „6000 M“: 12000 M, : f 

ſtatt „600 M“: 1200 M, : — | 

itatt „500 M“: 1000 M, 

ſtatt „36 M“: 72 M; 

b) unter Ziffer 30 
° ° ftatt „10 Pfennig“: 20 Pfennig. 


و 


31. Im 8 24, I ijt 
a) unter Ziffer 3b zu ſetzen 
ſtatt „Fernſprechgebühren“: Ferngeſprächsgebühren, 
ſtatt „1800 M“: 3600 M, 
ſtatt „9000 M“: 18000 M, 
ſtatt „45 000 M“: 90000 M, 
ſtatt „84000 M“: 168 000 M; 
b) unter Ziffer 3e iſt hinter „unter a und b angegebenen Gebühren“, einzufügen: 
wobei die Leitungen zwiſchen den einzelnen Betriebsſtellen nach den Beſtimmungen unter II 
Ziffer Z a gemeſſen werden, ۱ 
32. Im 8 25, III 11 zu ۲ 
ſtatt „1 M“: 4 M. 
33. Im 8 27, I iſt zu ſetzen 
ſtatt „20 M“: 40 M. 

II. Die vorſtehenden Anderungen treten mit dem 1. Juli 1923 in Kraft. Die Fernſprech⸗ 
teilnehmer ſind berechtigt, Einrichtungen, deren Gebühren und ſonſtige Beträge durch dieſe Verordnung 
und die von der Telegraphenperwaltung nach 8 31, 1 der Fernſprechordnung erlaſſenen Beſtimmungen 
erhöht werden, auf den 30. Juni 1923 zu kündigen. Das gleiche Recht haben die Inhaber von Neben⸗ 
telegraphen und beſonderen Telegraphen, die Gemeinden, die ſich im Beſitz einer gemeindlichen öffentlichen 
Sprechſtelle befinden, ſofern die für gemeindliche öffentliche Sprechſtellen vorgeſchriebene Mindeſt⸗ 
überlaſſungsdauer von einem Jahr abgelaufen iſt, und nach Ablauf der Mindeſtüberlaſſungsdauer auch 
die privaten Inhaber von öffentlichen Sprechſtellen mit Münzfernſprecher (Fernſprechordnung § 15, VII). 


Den Inhabern von öffentlichen Sprechſtellen bei Privaten (Fernſprechordnung $ 15 VI) ſteht das außer⸗ 


ordentliche Kündigungsrecht nicht zu. Antragſteller, die ihren Antrag auf Herſtellung, Erweiterung, 
Verlegung, Umwandlung, Auswechſlung oder Übertragung von Fernſprecheinrichtungen, Nebentelegraphen 
oder beſonderen Telegraphen aus Anlaß der Gebührenerhöhung zurückziehen, age Koſten für nutzloſe 
Verwaltungsarbeit nicht zu erſtatten. : 


Danzig, den 5. Juni 1923. 
Poſt⸗ und و ار‎ der Freien Stadt Danzig. 


Schriftleitung: Büro des Senals der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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